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Geldwäsche
EinverpuffterSkandal



Wo leben wir? Die Fachzeitschrift »Capital« hat es im Januar 2012 großflächig allen
Deutschenmitgeteilt:»ImGeldwäsche‐Paradies«.UndmiteinerFotomontagegeschmückt,
die dieBundeskanzlerinMerkelmit einemWäschekorb untermArm zeigt,wie sie dicke
Euroscheine an der Wäscheleine zum Trocknen aufhängt. Gut illustriert: die deutsche
KanzlerinbeimGeldwaschen.PublizistischeÜberzeichnung?Mitnichten!


InPalermo lebteinMannnamensRobertoScarpinato,60Jahrealt,vondenenermehrals
20 in den Kampf gegen dieMafia investiert hat.Dabeimusste er Tag undNacht unter
polizeilicherBewachung leben.DennzweiseinerAmtsvorgängersindvonderMafia indie
Luft gejagtworden. Einen besseren Kenner derMafia und ihrer weltweiten kriminellen
Operationen imBereichderPolitik,derWirtschaftunddesorganisiertenVerbrechensgibt
es nicht.Und dieserMann, an dessen Seriosität nicht ein Fünkchen Zweifel erlaubt ist,
ebensowenig an seinerSachkunde, sagt laut undöffentlich aufderTagungdesBundes
Deutscher Kriminalbeamter (BDK): »Wenn ichMafioso wäre, würde ich in Deutschland
investieren.«Denn nirgendwowäscht sich, seinerÜberzeugung nach, schmutzigesGeld,
das aus kriminellenOperationen stammt, leichter als in der Bundesrepublik.Gewaschen
werden dabei Milliarden Euro, die etwa aus Geschäften mit Drogen‐, Waffen‐ und
Frauenhandelstammen.


Liegt Palermo wirklich an Rhein und Spree?Mit absoluter Sicherheit, nimmtman den
Ablaufeines internenDienstgesprächszurKenntnis,dasam1.Dezember2011 imBerliner
Bundesfinanzministeriumstattgefundenhat.EssaßenmitamTisch:Bundesfinanzminister
Wolfgang Schäuble, Regierungsdirektor Dr. Pleyer, persönlicher Referent desMinisters,
MinisterialdirigentDr.Misera,Unterabteilung IVA imFinanzministerium, sowieVertreter
vonAttac,BDK(BundDeutscherKriminalbeamter),Campacte.v.,einerNichtregierungsor‐
ganisation,beider500000Menschenregistriertsind,vonTaxJusticeNetwork(TJN),einer
OrganisationfürSteuergerechtigkeit,undvonderGewerkschaftVerdi.


ThemawarzunächstdiedamalsvonSchäublemitderSchweizausgehandelteSteuerver‐
einbarung.DasAbkommenhältSchäublefüreinegelungeneSache.SebastianFiedler,ein
Spezialist für Wirtschaftskriminalität, Korruption und Geldwäsche beim BDK, hingegen
befürchtet,dassdurchdiedarinvorgeseheneSchonungvonSchwarzgeldsündernderStraf‐
anspruch des Staates gegen die organisierte Kriminalität ausgehebelt wird. Bei den
deutschen Steuerhinterziehern in der Schweiz, die durch dasAbkommen in denGenuss
eineranonymenAmnestiekommensollen,gehtesausderSichtderKriminalbeamtenauch
um Gelder aus Drogen‐ undMenschenhandel, Korruption und Betrug. Bei den Steuer‐
hinterziehern,diemutmaßlich100bis300MilliardenEuroaufSchweizerBankenbunkern,
handle es sich zu einem nicht unerheblichen Teil um hartgesottene und unbelehrbare
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Straftäter,welche die bisherigen Steueramnestienmit der Pflicht zurOffenlegung ihrer
Vermögenbislangabgelehntodernicht,wieTausendeandereBundesbürger,ausAngstvor
EntdeckungSelbstanzeigeerstattethätten


DaauchkünftigdieAnonymitätderSchweizerKontengewahrtbleiben soll, seienneben
den Steuerhinterziehern die Schweizer Banken die großenGewinner des Steuerabkom‐

mens.Daherbezeichnen sie dasSteuerabkommen auch als »eineBrücke zurSteuerehr‐
lichkeitbeigleichzeitigerWahrungderfinanziellenPrivatsphäre«.NacheinemZusatzproto‐
kollzumSteuerabkommensolleskünftigderBundesrepublikverbotensein,Steuerdaten‐
etwaaufCDs‐einzukaufenundzunutzen.DadurchwürdendeutschenErmittlernzusätzlich
dieHändegebunden.


Schäuble folgtederDiskussion.AlsderKriminalexperteSebastianFiedlerdaraufhinwies,
dassdurchdievereinbarteanonymeAmnestiedieorganisierteKriminalitätgeschütztund
Geldwäschegeduldetwerde,zeigteervertieftesInteresse.


Er vergewisserte sich, wie Teilnehmer des Gesprächs hinterher berichteten, bei seinem

MitarbeiterPleyer,obdasBundesfinanzministeriumfürdieGesetzgebungimKampfgegen
dieGeldwäschezuständigsei.Alsderdiesbejahte,wollteSchäublebestätigtwissen,dass
aberdieUmsetzungderGesetze imKampfgegendieGeldwäschebeidenBundesländern
verankertsei.


ImFolgendenwurdezudemdiskutiert,dassSchäubleschonalsBundesinnenministervom

2.November2005bis zum27.Oktober2009 fürdieGesetzgebungbeiderGeldwäsche‐
bekämpfungzuständiggewesenwar. Im Januar2011wurdedurchBeschlussderBundes‐
regierungdieFederführung fürdasThemaGeldwäscheaufdasBundesfinanzministerium

übertragen.DieProblemebeiderGeldwäscheentstehen inderDurchsetzungderGesetze
durchdiezuständigenBundesländer.FiedlermachtedieRundedaraufaufmerksam,dass
dieBundesregierung imGesetzentwurfzurOptimierungderGeldwäschepräventionselbst
festgestellthabe,dassdasGeldwäschegesetzseit1993nichtausreichendumgesetztwird.


Heute erklärt Schäuble dazu, dass die Kontrolle der Spielhallen, wo sehr viel Geld
gewaschenwerde,»durcheineFülleunterschiedlicherVerwaltungenerfolgt,diealleBehör‐
dender Länder sind,diedas aberoffensichtlich nicht sicherstellen können«.DieProble‐
matikderSpielhallen,dieinderDiskussionaufgeworfenwordensei,habeerbisdahinnicht
vollständigaufdemRadargehabt,setzteerhinzu.


Eine ziemlich unvollständigeAntwort inderSache.Denn zwecksBekämpfungder inter‐
nationalenorganisiertenKriminalitätundderFinanzierungdesinternationalenTerrorismus
hat sich die Bundesrepublik verpflichtet, die EU‐Geldwäscherichtlinie aus dem Jahr 1991
unddieEmpfehlungenderFinancialActionTaskForceonMoneyLaundering(FATF, inter‐
national zuständig für Bekämpfung der Geldwäsche) zur Geldwäschebekämpfung
kompromisslos in nationales Recht umzusetzen. Das wäre dringend geboten gewesen.
Denn imPrüfberichtderFATFvomFebruar2010wurde festgestellt,dass inDeutschland
jedes Jahr rund 50 Milliarden Euro kriminell erwirtschaftet und potenziell gewaschen
werden.WahrscheinlichliegendieeffektivenBeträgebeieinemMehrfachen,wennmandie
Gelder hinzurechnet, welche nach Deutschland ‐ etwa von der Mafia ‐ eingeschleust
werden.EinigkeitderExpertenbestehtallerdingsdarüber,dasswenigeralseinProzentder
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kriminellenGelder eingezogenwerden. Im Ergebnis bedeutet dies, dass die organisierte
KriminalitätinDeutschlandjedesJahrummindestens50MilliardenEuroreicherwird.


DieUnterwanderungganzerStaatendurchdie internationalorganisierteKriminalitätstellt
lauteinerResolutiondesEuropäischenParlamentesmitdemZiel,»derMafiadenZutrittin
denlegalenWirtschaftskreislaufzuverwehren«,einerealeGefahrdar.LautderResolution,
dieam25.Oktober2011mitgroßerMehrheitvomEuropaparlamentverabschiedetwurde,
»nutzt die organisierte Kriminalität, insbesondere diemitmafioser Struktur, die Globa‐
lisierung,denWegfallderGrenzeninnerhalbderEUunddieunterschiedlichenGesetzeder
Mitgliedsstaatenzu ihrenGunstenaus,umerheblicheProfitezuerzielenundgleichzeitig
ungestraft davonzukommen«. Das ist möglich, weil die organisierte Kriminalität die
öffentlicheVerwaltung und die legaleWirtschaft »tiefgreifend undmassiv unterwandert
hat«.


Der Bundesnachrichtendienst (BND) stellt zur internationalen organisierten Kriminalität
undzumProblemGeldwäschesogarfest,dass»dieseGefährdungspotenzialedieSicherheit
unseresStaatesheutestärkerbeeinträchtigenalsunmittelbaremilitärischeRisiken,diewir
ausderZeitdesOst‐West‐Konflikteskannten«.»Damalssprachmanvonsymmetrischen
Gefahren,diebeieinemKriegmitherkömmlichenWaffenzwischenStreitkräftenmitklaren
Frontlinien bestehen, heute dagegen sehen wir uns zunehmend der Konfliktform der
asymmetrischen Bedrohung, zum Beispiel durch terroristische Netzwerke, ausgesetzt«,
erklärtderBND.DerPräsidentdesBundeskriminalamtesJörgZierckewarnteanlässlichder
»BerlinerSicherheitsgespräche«ineinemReferatimJanuar2012:»Geldwäscheaktivitäten
müssen mit Priorität versehen werden. Wir können nicht einfach zur Tagesordnung
übergehen.Wir brauchen im Grunde weitere Initiativen, was Geldwäsche angeht, denn
Deutschlandhat,iminternationalenVergleichgesehen,keineherausragendePosition.Das
giltauch,wennmandiesaufbestimmteParameterrunterbricht.«Dannmerkemandoch,
dassandereLänderintensiverundsystematischerdasThemaKampfgegendieGeldwäsche
betrieben.


DieBotschaftendesEuropaparlamentes,derMafiajäger,desBNDunddesBundeskriminal‐
amtssindunmissverständlich:DieBevölkerungwirdunkalkulierbarenRisikenundGefahren
ausgesetzt,vergleichbarsogarmitkriegerischenAuseinandersetzungen,wennGeldwäsche
und die internationale organisierte Kriminalität nicht oder nur unzureichend bekämpft
werden.Aber genau das findet nach derAussage derBundesregierung seit 18 Jahren in
Deutschlandstatt,ohnedassdarausKonsequenzengezogenwerden.DenndieBundesre‐
gierungbestätigt indemGesetzentwurfzurOptimierungderGeldwäschepräventionvom

17.August2011,dassdasGeldwäschegesetzseitInkrafttretenimJahr1993nichtumgesetzt
wird.Dasbedeutet,dassSchwerstverbrecheninDeutschlandbelohntwerden.


DieseNachrichthätteimpolitischenBerlin,vorallemimBundesfinanzministerium,wieeine
Bombeeinschlagenmüssen.DieFragenachderVerantwortung fürdiesenSkandalhätte
tagelangdieMedienfüllenkönnen,sagtAndreasFrank.Frank isteinanerkannterExperte
für Geldwäschebekämpfung und wurde bereitsmehrmals auch als Sachverständiger zu
HearingsdesBundestagszumThemaGeldwäschegeladen.


Seitmehr als 14 Jahrenmacht Frank die zuständigen Behörden inDeutschland auf die
massivenDefizitebeiderGeldwäschebekämpfungaufmerksam.AllezuständigenBundes‐
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ministerwurdenvon ihmpersönlichangeschrieben.AuchBundesministerSchäubleerhielt
mehrmalspersönlichPostvon ihm.DieBotschaft:Schäuble trageseit JahrendieVerant‐
wortungfürdieDurchsetzungdernationalenundinternationalenGesetzezurGeldwäsche‐
bekämpfungErmüssesichpersönlichdiebestätigtenDefizitebeiderGeldwäschepräven‐
tionundGeldwäschebekämpfunginDeutschlandzurechnenlassen,sagtFrank.


Dieseit langembestehendeVerantwortungvonFinanzministerSchäublewürde,soFrank,
auchnichtdurchdieTatsachegemildert,dassdieDefizitebeiderGeldwäschebekämpfung
hauptsächlich im sogenanntenNichtfinanzsektorbestehen, fürdessenKontrolledieBun‐
desländerzuständigsind.Frankweiter:DieBundesrepublikhabesichschließlichgegenüber
der Völkergemeinschaft kompromisslos zur Bekämpfung der Geldwäsche verpflichtet,
daraus erwachse dem zuständigen Ressortminister des Bundes eine gesamtstaatliche
Verantwortung.


WerdenWerdegang vonWolfgangSchäuble kennt,wirdkaumglauben,dassdieser von
seiner Verantwortung für dieGeldwäschebekämpfung nichts gewusst habenwill.Denn:
Weil die deutschenBehörden auf alleHinweisewegen derbedrohlichenDefizitebei der
Geldwäschebekämpfungnichtreagierten,initiierteFrank2005und2009zweiVertragsver‐
letzungsverfahren wegen der Nichtumsetzung der EU‐Geldwäscherichtlinie gegen
Deutschland.UmeinemVerfahrenvordemEuropäischenGerichtshofmitpotenziellhohen
Strafzahlungenzuentgehen,sahsichdieBundesregierunggegenEnde2009gezwungen,
dieLänderzurBeseitigungderbeanstandetenDefizitebeiderUmsetzungderRichtliniezu
drängen.BisEnde2009existierten tatsächlich indenBundesländernkeine funktionieren‐
dengeldwäscherechtlichenAufsichtsbehörden,obwohldieseschon imGeldwäschegesetz
von1993vorgesehengewesenwaren.


Hinzukommt:EU‐VertragsverletzungsverfahrenwerdenimmerandiezuständigenRessort‐
ministerdes jeweiligenLandesgerichtet.SomitmussSchäublevonseinerVerantwortung
Kenntnisgehabthaben,esseidenn,erhättetatsächlichseinePostnichtgelesen.Ebenso
konnte ihmnichtverborgengebliebensein,dassdieEinstellungderVertragsverletzungs‐
verfahren durch die EU‐Kommission nicht deshalb erfolgte, weil Deutschland die Geld‐
wäscheinallenBereichenkompromisslosbekämpfthatte,sondernweildieEU‐Kommission
durch falscheAngaben zur Einstellung derVerfahren verleitetwordenwar.Deutschland
setzt seit Jahren die EU‐Geldwäscherichtlinie nicht um und täuscht die Hüterin der
Verträge,dieEU‐Kommission.


AuchdenextremnegativenBerichtderFinancialActionTaskForce (FATF) zurLagedes
Kampfs gegen die Geldwäsche in Deutschland, der am 19. Februar 2010 veröffentlicht
wurde, muss sich Schäuble persönlich zurechnen lassen. Wie die EU‐Kommission mit
SchreibenanFrankmitteilte,»habendieVertreterderBundesrepublikDeutschlandbeim

TreffenderFATF inAbuDhabivom15.bis19.Februar2010dieSchwächen ihresgegen‐
wärtigenAnti‐Geldwäsche‐Systems anerkannt und ‐ noch vielwichtiger ‐ ein klares Be‐
kenntnis dazu abgelegt, das nationale System zur Vorbeugung, Erkennung und
UnterdrückungvonGeldwäscheundTerrorismusfinanzierungzuverbessern«.


BeimoberflächlichenBekenntniszurAufgabe,hierendlichAbhilfezuschaffen,istesbisher
trotz dreier Ergänzungsgesetze zum Geldwäschegesetz im Jahr 2011 geblieben. Geld‐
wäschewirdimNichtfinanzsektorweiterhinnichtbekämpft,wieFrankinseinemSchreiben
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an Schäuble vom 19. Dezember 2011 erneut beklagte. Darin stellte er fest, ohne seine
jahrelangeArbeit und ohne die erfolgreichen Beschwerden bei der EU‐Kommission, der
FATF sowie anderen Organisationen und Behörden würden die zuständigen deutschen
Behördenweiterunwidersprochenbehaupten,esgebekeineDefizitebeiderGeldwäsche‐
bekämpfung.SeinFazit:Es istgeradezuparadox,dasseinBürgerdenStaatseit14Jahren
andieEinhaltungvonwichtigenGesetzenermahnenmuss.


EswäreZeit,soFrank,dassWolfgangSchäubleeinsieht,dassseinMinisteriumbeimKampf
gegendieGeldwäscheüberfordertistoderaberGeldwäschebilligendinKaufnimmt.Wenn
der zuständige Ressortminister das Thema zur Chefsache erklären würde, könnte mit
UnterstützungexternerBeratungderKampfgegendieGeldwäscheund somitgegendie
internationale organisierte Kriminalität und die Finanzierung des Terrorismus effektiver
geführtwerden. Deutschland könnte dann im Bereich derGeldwäschebekämpfung eine
Führungsrolleübernehmen.Weilsichdie fürdieDefizitebeiderGeldwäscheVerantwort‐
lichen indenBehördenseitüber14Jahrenalsabsolutberatungsresistenterwiesenhaben,
müssedieInitiativevonSchäublekommen,fordertFrank.


FrankundFiedlerhabenSchäubleunddemFinanzministeriummehrfachHilfeangeboten.
AuchFiedlerschriebineinemBriefandenMinister,dadie»Geldwäschebekämpfungbereits
in Ihrer Amtszeit als Bundesinnenminister und seit 2010 erneut in Ihrem Verantwor‐
tungsbereich liegt,würdenwir gerne konstruktiveVorschläge zudenProblembereichen
unterbreiten,dienichtnurpolitischmehrheitsfähigseindürften,sonderndieKriminalitäts‐
bekämpfungeinengroßenSchrittindierichtigeRichtungbringen«.


Nützlichkönntediessehrwohlsein.ImFATF‐BerichtvomFebruar2010bekamdergesamte
Nichtfinanzsektor in der Bundesrepublik eine eindeutige Gesamtnote: »Durchgefallen«.
UndNichtfinanzsektorheißt: Immobilienmakler,Versicherungsvermittler,Juwelieresowie
Personen,diegewerblichmitGüternhandeln. IndiesenBereichenwirdwegen fehlender
staatlicherKontrollenGeldwäschebilligend inKaufgenommen,kritisiertFrank.DieFrage
ist:WiesosolleinJuwelierjemalsdenVerdachtmelden,dassbeiihmjemandeinenSackvoll
SchmuckgekauftundmitS00‐Euro‐ScheinenausderHosentaschebezahlthat?Erhatein
gutesGeschäft gemacht, und der »Kunde« kann seinen Schmuckwieder für »sauberes«
Geldproblemlosverkaufen.UnddieFinanzministervonBundundLändernkassierenmit,
über die Steuern der Juweliere. Frank: »Weil die Länder direkt oder indirekt von den
Geldwäscheaktivitätenprofitieren,blickendieKontrollinstanzennichtsehrgenauhin.Das
istschlichtkriminell.«


EinScarpinatokönnteSchäublezumehrEinnahmenverhelfen:Derhatallein inSizilien in
drei Jahren 4,5Milliarden Euro durch Aktionen gegen Geldwäscher für die Staatskasse
beschafft.




